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1. Rechtsgrundlagen 

Gemäß § 101 Abs. 1 Satz 7 SGB V sollen Vertragsärzte, die gleichzeitig in ei-

nem Medizinischen Versorgungszentrum angestellt sind, entsprechend ihrer 

dort anfallenden Arbeitszeit bei der Berechnung des Versorgungsgrades inner-

halb eines Planungsbereiches anteilig berücksichtigt werden. Hiervon sind auch 

solche Ärzte umfasst, welche im Rahmen einer Vollzulassung mit dem Faktor 1 

in der Bedarfsplanung berücksichtigt werden. 

 

2. Eckpunkte der Entscheidung 

In § 23m Satz 2 bzw. § 41 i.V.m. § 23m Satz 2 der geltenden Bedarfsplanungs-

Richtlinie ist geregelt, dass ein Vertragsarzt, der im Rahmen seiner Vollzulas-

sung bereits mit dem Faktor 1 in der Bedarfsplanung erfasst worden ist, keiner 

weiteren Erfassung zugeführt wird. Um hinsichtlich der verbindlichen anteiligen 

Berücksichtigung einer gleichzeitigen Angestelltentätigkeit gemäß § 101 Abs. 1 

Satz 7 SGB V keinen Regelungswiderspruch zu erzeugen, wird § 23m Satz 2 

der Bedarfsplanungs-Richtlinie ersatzlos gestrichen. 

 

3. Verfahrensablauf 

Im Rahmen eines schriftlichen Umlaufverfahrens hat der Unterausschuss die 

vorliegende Richtlinienänderung konsentiert. 

Den Arbeitsgemeinschaften der berufsständigen Kammern wurde mit Datum 

13. März 2008 Gelegenheit zur Stellungnahme gemäß § 91 Abs. 8 a SGB V 

gegeben. 

 

4. Würdigung der Stellungnahmen 

Mit Schreiben vom 20. März 2008 hat die Bundespsychotherapeutenkammer 

(BPtK) mitgeteilt, dass sie keinen Änderungsbedarf im Beschlussentwurf und 

den tragenden Gründen sehe. 
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Seitens der Bundesärztekammer (BÄK) wurde mit Schreiben vom 27. März 

2008 mitgeteilt, dass sie die Regelung im Beschlussentwurf als geeignete Maß-

nahme ansehe, den in der Bedarfsplanungs-Richtlinie derzeit bestehenden Re-

gelungswiderspruch zur ranghöheren Gesetzesnorm aufzulösen. 

 

Siegburg, den 10. April 2008 

 

Gemeinsamer Bundesausschuss 

Der Vorsitzende 

 

 

Hess 
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Anhang: Dokumentation des Stellungnahmeverfahrens 
 

5. Dokumentation des gesetzlich vorgeschriebenen Stellungnahmeverfahrens 

Die Stellungnahmen der Bundesärztekammer sowie der Bundespsychotherapeuten-

kammer sind im Anhang beigefügt. 
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